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1. Instanz

Aktenzeichen S 4 RJ 423/01
Datum 15.05.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 RJ 142/03
Datum 21.09.2005

3. Instanz

Datum -

1. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom
15. Mai 2003 aufgehoben und die Klage abgewiesen. 2. AuÃ�ergerichtliche Kosten
sind nicht zu erstatten. 3. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die GewÃ¤hrung von BerufsunfÃ¤higkeitsrente ab 1. August 2000.

Der 1946 geborene KlÃ¤ger, der keinen Beruf erlernt hatte, war in den 60er Jahren
als Postbote, Dreher, Raffineriearbeiter und Fahrer, in den 70er Jahren als FrÃ¤ser,
Magaziner, Maschinenarbeiter und Verglaser und zu Beginn der 80er Jahre erneut
als Raffineriearbeiter versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Von Juli 1986 bis
November 1987 absolvierte er mit Erfolg eine vom Arbeitsamt gefÃ¶rderte
Umschulung zum Handelsfachpacker (nach seinen Angaben u. a. mit Vermittlung
von EDV â�� und betriebswirtschaftlichen Kenntnissen sowie mit der Erlangung
eines StaplerfÃ¼hrerscheins). Ab 1988 war er als Lagerist tÃ¤tig, zuletzt als
Vorarbeiter im Lagerwesen/Kommissionierung im Bereich Warenausgang. Dies war
eine angelernte TÃ¤tigkeit (AuskÃ¼nfte der Firma S. GmbH & Co KG vom 25.
Oktober 2000 und 3. Mai 2002). Der KlÃ¤ger war (auf Grund der TÃ¤tigkeit und der

                               1 / 8



 

jahrelangen Erfahrung) in Lohngruppe L 5 des Tarifvertrags des GroÃ�-, Ein- und
Ausfuhrhandel Schleswig-Holstein eingestuft und erhielt eine Ã¼bertarifliche Zulage

Am 9. Oktober 1995 erlitt der KlÃ¤ger in der Lagerhalle einen Arbeitsunfall, als ihm
ein Gabelstapler Ã¼ber den linken VorfuÃ� und MittelfuÃ� fuhr. Wegen der Folgen
dieses Unfalls erhÃ¤lt er von der GroÃ�handels â�� und Lagerei-
Berufsgenossenschaft (BG) nach dem Bescheid vom 11. September 1997 eine
Teilrente nach einer Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) von 30 v. H. Anerkannt
sind eine BewegungseinschrÃ¤nkung im linken FuÃ�gelenk, herabgesetzte
Belastbarkeit des linken FuÃ�es bei FuÃ�fehlstatik und GangbildstÃ¶rung links nach
GroÃ�zehenamputation links und Fersenbeinbruch sowie Bruch des 1. und 2.
MittelfuÃ�knochens links mit der Notwendigkeit, orthopÃ¤dische Schuhe zu tragen.
AuÃ�erdem sind eine EinschrÃ¤nkung der Zehenbeweglichkeit links, eine
Kalksalzminderung des linken FuÃ�skelettes und eine Schwellung des linken FuÃ�es
als SchÃ¤digungsfolgen anerkannt. Eine Verschlimmerung des unfallbedingten
Leidens ist nach dem Bescheid der BG vom 25. Oktober 2000 nicht eingetreten. Der
Grad der Behinderung des KlÃ¤gers auf dem Gebiet des Schwerbehindertenrechts
betrÃ¤gt 30.

Der KlÃ¤ger, der bis zum 10. Oktober 2000 Verletzten â�� und dann
Arbeitslosengeld erhielt, beantragte am 18. Juli 2000 die GewÃ¤hrung von Rente
wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit. Er gab an, Beschwerden im linken FuÃ� zu haben, der
nicht mehr belastungsfÃ¤hig sei. LÃ¤ngeres Sitzen, Laufen oder Stehen seien ihm
nicht mÃ¶glich. Die Beklagte lehnte den Rentenantrag nach Einholung der
Stellungnahme nach Aktenlage des Chirurgen Dr. S1 vom 1. September 2000 durch
Bescheid vom 3. November 2000 ab. Der KlÃ¤ger leide zwar an
Belastungsbeschwerden des linken FuÃ�es mit GangbildstÃ¶rung und
Belastungsminderung sowie einer geringen BewegungseinschrÃ¤nkung im oberen
Sprunggelenk und Wackelsteife im unteren Sprunggelenk und kÃ¶nne deshalb die
angelernte TÃ¤tigkeit eines Vorarbeiters im Lagerwesen nicht mehr verrichten. Er
sei aber noch vollschichtig einsatzfÃ¤hig fÃ¼r Ã¼berwiegend im Sitzen
durchfÃ¼hrbare leichte bis gelegentlich mittelschwere Arbeiten. So vermÃ¶ge er
noch Pack-, Sortier-, Montier- und Etikettierarbeiten zu leisten. Auf diese kÃ¶nne er
verwiesen werden. HÃ¤ufige Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten sowie auf
unebenem Boden oder an absturzgefÃ¤hrdeten Stellen schieden aus.

Im anschlieÃ�enden Vorverfahren fÃ¼hrte der KlÃ¤ger aus, das Tragen von
(orthopÃ¤dischen) Schuhen sei ihm bei vollschichtiger TÃ¤tigkeit nicht mÃ¶glich,
weil sein linker FuÃ� nach zwei Stunden zu kribbeln anfange. Es trete dann ein
GefÃ¼hl wie bei einer Reizstromtherapie auf, nur heftiger und in Schmerzen
Ã¼bergehend. Das Auftreten sei ihm nur noch unter Schmerzen mÃ¶glich, sein
KonzentrationsvermÃ¶gen sei hierdurch aufgehoben. Nach der letzten
Belastungserprobung habe er diesen und den nÃ¤chsten Tag nur dadurch
durchzustehen vermocht, dass er den FuÃ� hoch gelegt habe. Zudem trete einer
Hornhautbildung unter der FuÃ�sohle auf. Diese mache ihm normales Gehen fast
unmÃ¶glich und mÃ¼sse dann ambulant entfernt werden.

Auf Grund dieses Vorbringens holte die Beklagte die Stellungnahme des Chirurgen
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Dr. S1 vom 16. Januar 2001 ein, dem, wie schon bei seiner frÃ¼heren
Stellungnahme vom 1. September 2000, die wesentlichen Gutachten aus dem
berufsgenossenschaftlichen Verfahren, u. a. der neurologische Befundbericht des
Dr. H. vom 27. MÃ¤rz 2000 (Diagnose: LÃ¤sion des Nervus plantaris medialis der
Nervus tibialis mit schmerzhaften Missempfindungen bei Belastung), vorlagen. Nach
den AusfÃ¼hrungen Dr. S1â��s bestand an der WegefÃ¤higkeit des KlÃ¤gers kein
Zweifel. Die Beklagte wies den Widerspruch durch Widerspruchsbescheid vom 20.
MÃ¤rz 2001 zurÃ¼ck. Als Angelernter im oberen Bereich sei der KlÃ¤ger auf alle
anderen AnlerntÃ¤tigkeiten und auf ungelernte Arbeiten des allgemeinen
Arbeitsfeldes verweisbar, die sich aus dem Kreis der ungelernten Arbeiten einfacher
Art hervorhÃ¶ben. Er kÃ¶nne ErwerbstÃ¤tigkeiten als Pack-, Sortier-, Montier- und
Etikettierarbeiter vollschichtig verrichten.

Seine Klage vom 12. April 2001, die auf die GewÃ¤hrung von
BerufsunfÃ¤higkeitsrente beschrÃ¤nkt worden ist, hat der KlÃ¤ger, dessen
ArbeitsverhÃ¤ltnis durch KÃ¼ndigung der Arbeitgeberin zum 30. April 2002
geendet hat, vorrangig darauf gestÃ¼tzt, dass die von der Beklagten benannten
VerweisungstÃ¤tigkeiten ihm nicht zumutbar seien. Diese TÃ¤tigkeiten hÃ¤tten nur
einen ganz geringen qualitativen Wert, sodass er auf sie nicht verwiesen werden
dÃ¼rfe. Zudem seien diese TÃ¤tigkeiten keine Berufe, sondern nur Bezeichnungen
bloÃ�er Arbeitsverrichtungen oder ArbeitsvorgÃ¤nge. Die TÃ¤tigkeiten zeichneten
sich nicht durch besondere QualitÃ¤tsmerkmale aus und erforderten keine
umfangreiche Einarbeitung. Ihm sei ein derart erheblicher sozialer Abstieg nicht
zuzumuten.

Das Sozialgericht hat Befundberichte von dem Nervenarzt Dr. V. und dem Chirurgen
Dr. S2 sowie das Gutachten des OrthopÃ¤den P. vom 16. April 2003 eingeholt. Nach
dem Bericht Dr. S2â��s vom 19. Februar 2002 leidet der KlÃ¤ger an einer
erheblichen Minderbelastbarkeit des linken FuÃ�es, einer schmerzhaften
Neurombildung mit minderer Belastbarkeit der FuÃ�sohle sowie an einem
therapieresistenten Schmerzsyndrom, insbesondere beim Tragen von
Sicherheitsschuhen.

Bei der orthopÃ¤dischen Begutachtung am 15. April 2003, zu der der KlÃ¤ger mit
Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln gekommen ist, hat er angegeben, seine
orthopÃ¤dischen Stiefel nicht lange tragen zu kÃ¶nnen, weil er
Kribbelmissempfindungen im linken VorfuÃ�bereich, insbesondere im Bereich der
Zehenamputation, und einen Phantomschmerz mit einem QuetschgefÃ¼hl in HÃ¶he
der 1. Zehe verspÃ¼re. Er kÃ¶nne nur etwa 30 Minuten lang gehen. Wenn er zu
lange gehe, trÃ¤ten Schmerzen in der linken HÃ¼fte und auch RÃ¼ckenschmerzen
auf.

Nach Auffassung des Gutachters P. soll der KlÃ¤ger nicht ausschlieÃ�lich oder
Ã¼berwiegend im Gehen oder Stehen arbeiten. Dies vermÃ¶ge er, unterbrochen
durch sitzende KÃ¶rperhaltung, nur zwei bis drei Stunden arbeitstÃ¤glich. In
wechselnder KÃ¶rperhaltung kÃ¶nne er problemlos arbeiten, wobei der sitzende
Zeitanteil Ã¼berwiegen solle. Die WegefÃ¤higkeit sei erhalten. Die Verrichtung von
Arbeiten auf Leitern, GerÃ¼sten, unter AbsturzgefÃ¤hrdung und auf grob

                               3 / 8



 

unebenem Untergrund scheide aus. Lasten von sieben Kilogramm, zeitweise auch
elf bis zwÃ¶lf Kilogramm, kÃ¶nne der KlÃ¤ger beidhÃ¤ndig tragen. Gesundheitlich
zumutbare Arbeiten kÃ¶nne er â�� allerdings nur unter Witterungsschutz â��
vollschichtig verrichtet werden. Die genannten EinschrÃ¤nkungen bestÃ¼nden seit
Oktober 1995.

Im Termin vom 15. Mai 2003 hat das Sozialgericht, welches den Beteiligten im
MÃ¤rz 2002 eine berufskundige Stellungnahme des Arbeitsberaters M. Ã¼ber
"Arbeiten mit einer kÃ¶rperlichen Belastung bis max. 5-6 kg" hatte zukommen
lassen, den medizinischen SachverstÃ¤ndigen P. und als berufskundigen
SachverstÃ¤ndigen den Abschnittsleiter bei der Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit, S3,
gehÃ¶rt, nach dessen AusfÃ¼hrungen der KlÃ¤ger seine letzte TÃ¤tigkeit nicht
mehr zu verrichten vermag. TÃ¤tigkeiten in Speditionsbetrieben und im BÃ¼ro
verlangten eine Einarbeitung von mehr als drei Monaten, solche als
Gabelstaplerfahrer und Kurierfahrer schieden aus gesundheitlichen GrÃ¼nden aus.
Auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt seien TÃ¤tigkeiten bei der Firma P1 in der
Endkontrolle, bei der Firma E. im Verpacken von Nahtmaterial und bei der Firma M1
B. bei der Kugelschreiber- und Federhaltermontage denkbar. HierfÃ¼r seien
ArbeitsplÃ¤tze in ausreichender Zahl vorhanden. Die Einarbeitungszeit liege in der
Regel bei zehn Tagen, dauere nicht mehrere Wochen.

Daraufhin hat das Sozialgericht die Beklagte durch Urteil vom 15. Mai 2003
verpflichtet, dem KlÃ¤ger aufgrund eines Leistungsfalles der Antragstellung
BerufsunfÃ¤higkeitsrente ohne zeitliche Begrenzung zu gewÃ¤hren. Er kÃ¶nne auf
keinerlei TÃ¤tigkeiten mehr zumutbar verwiesen werden. Auf TÃ¤tigkeiten, die
einer bloÃ�en Einweisung oder Einarbeitung bedÃ¼rften, kÃ¶nne er nicht verwiesen
werden. Verweisbar sei er lediglich auf TÃ¤tigkeiten, die eine echte betriebliche
Ausbildung von mindestens drei Monaten erforderten, oder auf solche tariflich
gleich gestellte TÃ¤tigkeiten. Deshalb schieden die vom berufskundigen
SachverstÃ¤ndigen ausgefÃ¼hrten TÃ¤tigkeiten, die einer regelmÃ¤Ã�igen
Einarbeitungszeit von (nur) zehn Tagen bedÃ¼rften, als VerweisungstÃ¤tigkeiten
aus.

Gegen das ihr am 8. Oktober 2003 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 29.
Oktober 2003 Berufung eingelegt und vorgebracht, das Sozialgericht weiche von
der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) ab, indem es TÃ¤tigkeiten, die
lediglich eine kurze Einweisung oder Einarbeitung erforderten, einem oberen
Angelernten fÃ¼r sozial nicht mehr zumutbar erachte. Die in Rede stehenden
VerweisungstÃ¤tigkeiten wÃ¼rden in der Regel wie AnlerntÃ¤tigkeiten entlohnt und
in ihrer Wertigkeit durch die Tarifvertragsparteien sogar Ã¼ber dem gehobenen
ungelernten Bereich eingeordnet.

Die Beklagte beantragt, das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 15. Mai 2003
aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend. Arbeiten, die sich deutlich aus
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dem Kreis der ungelernten Arbeiten einfacher Art hervorhÃ¶ben und auf die er
verwiesen werden kÃ¶nnte, seien nicht vorhanden.

ErgÃ¤nzend wird auf den Inhalt der Gerichtsakten, der Verwaltungsakten der
Beklagten nebst Gutachtenakten und der Akten der GroÃ�handels- und Lagerei-
Berufsgenossenschaft sowie der Akten Dr. S2 Bezug genommen, die vorgelegen
haben und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist statthaft, frist- und formgerecht eingelegt und auch im Ã�brigen
zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 151 Sozialgerichtsgesetz ( SGG )). Sie ist auch begrÃ¼ndet.
Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit. Denn er ist
nicht berufsunfÃ¤hig.

BerufsunfÃ¤hig sind nach Â§ 43 Abs. 2 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) in
der bis zum 31. Dezember 2000 geltenden â�� hier anzuwendenden â�� Fassung
Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder Behinderung auf
weniger als die HÃ¤lfte derjenigen von kÃ¶rperlich, geistig und seelisch gesunden
Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen und
FÃ¤higkeiten gesunken ist. Der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen die
ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist, umfasst alle TÃ¤tigkeiten, die
ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen und ihnen unter BerÃ¼cksichtigung
der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung sowie ihres bisherigen Berufs und der
besonderen Anforderungen ihrer bisherigen BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden
kÃ¶nnen. Zumutbar ist stets eine TÃ¤tigkeit, fÃ¼r die die Versicherten durch
Leistungen zur beruflichen Rehabilitation mit Erfolg ausgebildet oder umgeschult
worden sind. BerufsunfÃ¤hig ist nicht, wer eine zumutbare TÃ¤tigkeit vollschichtig
ausÃ¼ben kann; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen.

Diese Voraussetzungen liegen nicht vor.

Bisheriger Beruf des KlÃ¤gers ist der eines Handelsfachpackers, der als Vorarbeiter
(gewerblicher Mitarbeiter) im Bereich Lagerwesen
(Warenausgang/Kommissionierung) tÃ¤tig und in Gruppe 5 des einschlÃ¤gigen
Tarifvertrages GroÃ�- , Ein- und Ausfuhrhandel Schleswig-Holstein, in der
ausschlieÃ�lich Vorarbeiter aufgefÃ¼hrt sind, eingestuft gewesen ist. Diese
Lohngruppe liegt unterhalb der Lohngruppe 6, in der u. a. mit dem Elektriker
Facharbeiter aufgefÃ¼hrt sind, und oberhalb der Lohngruppe 4, der
Einstellungslohngruppe fÃ¼r Staplerfahrer/Lagerarbeiter und Arbeiter am Postband
und im Wareneingang (Bereitsteller). Der KlÃ¤ger ist mithin sowohl nach seiner
Ausbildung (als Handelsfachpacker) und TÃ¤tigkeit als auch nach seiner tariflichen
Einstufung in dem vom BSG entwickelten Berufsgruppenschema als oberer
Angelernter zu betrachten. Seinen bisherigen Beruf kann er wegen der Folgen des
Arbeitsunfalles vom 9. Oktober 1995 zwar nicht mehr verrichten, insbesondere
deswegen nicht, weil er lÃ¤ngere Steh- und Gehbelastungen nicht mehr tolerieren
kann. Er kann als oberer Angelernter aber nach Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI auf
einige der TÃ¤tigkeiten verwiesen werden, die ihm die Beklagte benannt hat und
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die sowohl der Arbeitsberater M. als auch der berufskundige SachverstÃ¤ndige S3
als vom KlÃ¤ger noch vollschichtig verrichtbar erachtet haben.

Nach dem von der Beklagten herangezogenen Urteil des BSG vom 29. MÃ¤rz 1994
(13 RJ 35/93 â�� SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr. 45) kann ein AngehÃ¶riger der Gruppe
mit dem Leitberuf des Angelernten im oberen Bereich allerdings nicht schlechthin
auf das allgemeine Arbeitsfeld verwiesen werden. Ungelernte TÃ¤tigkeiten nur ganz
geringen qualitativen Wertes scheiden danach als VerweisungstÃ¤tigkeiten aus. In
Betracht kommende VerweisungstÃ¤tigkeiten mÃ¼ssen sich durch
QualitÃ¤tsmerkmale, zum Beispiel das Erfordernis einer Einweisung und
Einarbeitung oder die Notwendigkeit beruflicher und betrieblicher Vorkenntnisse,
auszeichnen. Solche TÃ¤tigkeiten sind in zwar der Regel der Gruppe mit dem
Leitbild des Angelernten (unterer Bereich) zuzurechnen. Es kommen aber auch
durch QualitÃ¤tsmerkmale herausgehobene ungelernte TÃ¤tigkeiten als
VerweisungstÃ¤tigkeiten in Betracht. Aus der eingeschrÃ¤nkten Verweisbarkeit
folgt, dass mindestens eine in Betracht kommende VerweisungstÃ¤tigkeit konkret
zu bezeichnen ist. FÃ¼r die konkrete Bezeichnung einer zumutbaren
VerweisungstÃ¤tigkeit reicht es nicht aus, bestimmte TÃ¤tigkeiten
zusammengefasst als zumutbar zu bezeichnen. Erforderlich ist vielmehr die
Benennung eines typischen Arbeitsplatzes mit der Ã¼blichen Berufsbezeichnung.
Im Einzelnen ist festzustellen, welche Anforderungen in gesundheitlicher und
fachlicher Hinsicht diese berufliche TÃ¤tigkeit stellt, ob der Versicherte diesen
Anforderungen nach seinem gesundheitlichen und geistigen LeistungsvermÃ¶gen
sowie seinem beruflichen KÃ¶nnen und Wissen gewachsen und ob er in der Lage ist,
die VerweisungstÃ¤tigkeit innerhalb einer Einarbeitungszeit von hÃ¶chstens drei
Monaten vollwertig auszuÃ¼ben. Es ist also eine typisierende
Arbeitsplatzbeschreibung Ã¼ber den tatsÃ¤chlichen Umfang der Anforderungen
sowie den Arbeitsablauf und typische Belastungssituationen einzuholen. Gegen die
Beiziehung von SachverstÃ¤ndigengutachten aus frÃ¼heren gleich gelagerten
Verfahren und deren Verwertung im Wege des Urkundenbeweises bestehen keine
Bedenken.

Unter Zugrundelegung dieser AusfÃ¼hrungen kann der KlÃ¤ger zumutbar auf die
von dem berufskundigen SachverstÃ¤ndigen S3 aufgefÃ¼hrten TÃ¤tigkeiten eines
Verpackers (chirurgisches Nadel- und Nahtmaterial, ZahnfÃ¼llstoffe, Kleinteile ( u.
a. Dichtungsringe ) fÃ¼r die Automobilindustrie, Kunststoffkleinteile in der Brillen-
und Glasindustrie) und eines Monteurs von Schreibartikeln (Federhalter- und
Kugelschreiberfertigung, Pressen, SchrÃ¤nken und Schlitzen von Schreibfedern)
verwiesen werden. Dasselbe gilt fÃ¼r Abpackarbeiten in der ErnÃ¤hrungsindustrie
bzw. im Handel (z. B. Tee) und einfache Kontroll- und PrÃ¼ftÃ¤tigkeiten auÃ�erhalb
der qualifizierten GÃ¼teprÃ¼fung (z. B. Gummidichtungen, Metallfedern etc.), wie
es durch eine Reihe berufskundiger SachverstÃ¤ndigenaussagen von
Arbeitsberatern der Hamburger Agentur fÃ¼r Arbeit gerichtsbekannt geworden ist.
Hierbei ist es unerheblich, ob die Einarbeitungszeit i. d. R. zehn Tage, wie der
berufskundige SachverstÃ¤ndige S3 ausgefÃ¼hrt hat, oder, wie sich aus der
schriftlichen Stellungnahme des berufskundigen SachverstÃ¤ndigen M. ergibt, je
nach Anstelligkeit zwei bis zehn Wochen betrÃ¤gt (letzteres bestÃ¤tigt eine
jÃ¼ngere, dem Gericht vorliegende Aussage des Arbeitsberaters M2). Denn auch
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eine erforderliche Einarbeitungs- oder Einweisungszeit von zehn Tagen (zwei
Arbeitswochen) hebt diese TÃ¤tigkeiten aus ungelernten TÃ¤tigkeiten ganz
geringen qualitativen Wertes hervor. Im Ã�brigen bedÃ¼rfen diese TÃ¤tigkeiten
jedenfalls keiner Einarbeitungszeit von mehr als drei Monaten. Die Auffassung des
Sozialgerichts, dass lediglich auf TÃ¤tigkeiten verwiesen werden kÃ¶nne, die eine
echte betriebliche Ausbildung von mindestens drei Monaten erforderten oder
solchen TÃ¤tigkeiten gleichgestellt seien, ist mit der Rechtsprechung des BSG nicht
zu vereinbaren. Diese lÃ¤sst als QualitÃ¤tsmerkmal schon eine Einweisung und
Einarbeitung genÃ¼gen. Sie erfordert gerade nicht eine (echte) betriebliche
Ausbildung/Einarbeitung/Einweisung von mindestens drei Monaten. Denn das
hieÃ�e im Ergebnis, dass die Verweisung eines oberen Angelernten ausschlieÃ�lich
auf TÃ¤tigkeiten erfolgen dÃ¼rfte, die zumindest dem unteren angelernten Bereich
angehÃ¶ren. Dies geht aus der Rechtsprechung des BSG aber nicht hervor.

Die genannten VerweisungstÃ¤tigkeiten werden auch von TarifvertrÃ¤gen erfasst.
So wird beispielsweise die TÃ¤tigkeit eines Packers nach Lohngruppe 2 des
Tarifvertrags fÃ¼r den GroÃ�- und AuÃ�enhandel Hamburg und nach Gruppe 2 des
Tarifvertrags fÃ¼r den GroÃ�-, Einzel- und Ausfuhrhandel Schleswig-Holstein, dem
der KlÃ¤ger zuletzt unterfiel, vergÃ¼tet, nach einem Jahr dieser TÃ¤tigkeit nach
Gruppe 3. Die dem KlÃ¤ger benannten VerweisungstÃ¤tigkeiten sind ihm im
Rahmen des Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI (a. F.) deshalb sozial zumutbar.

Alle diese TÃ¤tigkeiten kann der KlÃ¤ger, dessen LeistungseinschrÃ¤nkungen sich
aus den Folgen des Arbeitsunfalls vom Oktober 1995 ergeben, mit dem
vorhandenen RestleistungsvermÃ¶gen noch vollschichtig verrichten. Der
berufskundige SachverstÃ¤ndige M. hat in seiner schriftlichen Stellungnahme
"Arbeiten mit einer kÃ¶rperlichen Belastung bis maximal fÃ¼nf bis sechs
Kilogramm", auf deren Inhalt Bezug genommen wird, dargestellt, welche
gesundheitlichen Anforderungen diese Arbeiten stellen. Diesen Anforderungen
entspricht der KlÃ¤ger. Denn er kann Ã¼berwiegend im Sitzen, zu ebener Erde und
unter Witterungsschutz arbeiten, vermag Lasten sogar bis zu 12 kg Gewicht zu
bewegen (OrthopÃ¤de P. im Termin vom 15. Mai 2003) und ist nicht nur in der Lage,
die am Arbeitsplatz gewÃ¶hnlich vorkommenden Wege zurÃ¼ckzulegen, sondern
auch generell wegefÃ¤hig, weil er FuÃ�wege von 500 Meter ohne erhebliche
Schmerzen und ohne Ã¼bermÃ¤Ã�ige Anstrengung oder erhebliche
GesundheitsgefÃ¤hrdung viermal am Tag in einer Zeit von jeweils weniger als
zwanzig Minuten bewÃ¤ltigen kann. Im Ã�brigen ist der KlÃ¤ger auch in der Lage,
etwaige Hemmungen gegenÃ¼ber einer Arbeitsaufnahme aus eigener Kraft zu
Ã¼berwinden. Eine tiefer greifende psychische oder neurotische
GesundheitsstÃ¶rung, die dem entgegenstehen kÃ¶nnte, liegt bei ihm nicht vor. Ob
beim KlÃ¤ger bewusstseinsnahe Aggravationstendenzen gegeben sind, die Dr. H.
nicht hat ausschlieÃ�en wollen, kann hierbei dahingestellt bleiben.

Nach alledem ist der KlÃ¤ger nicht berufsunfÃ¤hig iSd Â§ 43 SGB VI (a. F.). Er hat
ebenfalls keinen Anspruch auf Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung gemÃ¤Ã� 
Â§ 240 SGB VI in der ab 1. Januar 2001 geltenden Fassung, weil er die vorstehend
genannten VerweisungstÃ¤tigkeiten zumindest sechs Stunden am Tag â�� sogar
vollschichtig â�� verrichten kann.
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Die Berufung der Beklagten hat daher in vollem Umfang Erfolg.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Der Senat hat die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 SGG nicht
zugelassen, weil die Voraussetzungen hierfÃ¼r fehlen.

Erstellt am: 21.02.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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